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Vorwort: Wir sind uneingeschränkt für Sie da! 

Die COVID-19-Pandemie hat Österreich und damit die gesamte Immobilienbranche fest im Griff. 

Wir sind vor bisher unbekannte Herausforderungen in allen Bereichen gestellt. Es stellen sich täg-

lich neue Rechtsfragen, die es gilt, wie gewohnt zuverlässig und mandantenorientiert für Sie zu 

lösen. Wir sehen eine Chance und unsere Aufgabe darin, Sie bestmöglich zu unterstützen und Klä-

rung zu schaffen. 

Allen voran haben wir daher nicht zuletzt aus gesellschaftlicher Verantwortung zeitgemäße Vorkeh-

rungen zum Schutz der Mitarbeiter und Mandanten unter gleichzeitiger Fortführung einer verlässli-

chen Beratung getroffen. Wir haben persönliche Kontakte strikt eingeschränkt und nach einer Wo-

che können wir – getragen von Ihrem Verständnis – feststellen: Es funktioniert!  

Wir bedanken uns bereits jetzt, dass Sie den neuen Weg gemeinsam mit uns gehen. Vor Allem 

möchten wir Sie vergewissern: Wir sind weiterhin uneingeschränkt für Sie da! 

Mietzinsbefreiung oder -minderung  

wegen COVID-19 

Auf Grundlage des am 15.03.2020 beschlossenen COVID-19-Maßnahmengesetz wurden bis heute 

ua folgende generell für Geschäftsraummieter relevante Verordnungen erlassen: 

a. Verordnung über das Betretungsverbot des Kundenbereichs von Betriebsstätten des 

Handels und von Dienstleistungsunternehmen sowie von Freizeit- und Sportbetrieben 

(BGBl. II 96/2020, bereits geändert mit BGBl. II 110/2020) 

b. Verordnung betreffend das Betretungsverbot öffentlicher Orte (BGBl. II 98/2020, bereits 

geändert mit BGBl. 107/2020 und BGBl. 108/2020) 

Aufgrund dieser seit 16.03.2020 geltenden Maßnahmen dürfen Kundenbereiche nicht mehr be-

treten werden, außer solche von bestimmten Betrieben wie zB Apotheken, Lebensmittelhan-

del, Drogerien, Tankstellen, Banken, Kfz-Werkstätten. Das Betreten von Gastbetrieben wurde im 

Wesentlichen zur Gänze untersagt. Schließlich dürfen öffentliche Orte nicht betreten werden, 

es sei denn dies erfolgt zu ausdrücklich erlaubten Zwecken, wie ua Deckung der notwendigen 

Grundbedürfnisse oder auch wenn dies für berufliche Zwecke erforderlich ist (Arbeitsweg) und si-



 

chergestellt ist, dass am Ort der beruflichen Tätigkeit zwischen Personen ein Abstand von mindes-

tens einem Meter eingehalten werden kann, sofern nicht durch entsprechende Schutzmaßnahmen 

das Infektionsrisiko minimiert werden kann. Vorzugsweise soll eine berufliche Tätigkeit außerhalb 

der Arbeitsstätte erfolgen. Diese Maßnahmen galten vorerst bis 22.03.2020 und wurden nun bis 

13.04.2020 verlängert. 

Viele zu Geschäftszwecken angemietete Räumlichkeiten werden daher gar nicht oder nur sehr ein-

geschränkt genutzt. Das Homeoffice hat viele Büroarbeitsplätze abgelöst.  

Gesetzliche Grundlage: Gemäß § 1104 ABGB hat der Bestandnehmer keinen Bestandzins zu 

zahlen, wenn  

 die in Bestand genommene Sache wegen  

 außerordentlicher Zufälle, Feuer, Krieg oder Seuche, großer Überschwemmungen, Wetter-

schläge oder wegen gänzlichen Misswachses  

 gar nicht gebraucht oder benutzt werden kann.  

Der Bestandgeber ist aber in diesen Fällen nicht zur Wiederherstellung verpflichtet.  

Gemäß § 1105 ABGB wird dem Mieter ein verhältnismäßiger Teil des Mietzinses erlassen,  

wenn er trotz eines solchen Zufalls einen beschränkten Gebrauch des Mietstückes behält.  

Diese Bestimmungen können vertraglich abbedungen werden, was bisher üblicherweise nicht er-

folgt ist. 

Außerordentliche Zufälle iSd § 1104 ABGB sind nur solche elementaren Ereignisse, die stets 

einen größeren Personenkreis treffen und von Menschen nicht beherrschbar sind, sodass für deren 

Folgen im Allgemeinen von niemandem Ersatz erwartet werden kann. COVID-19 stellt zweifelsfrei 

so einen außerordentlichen Zufall dar.  

Vielfach wurde daher bereits die Möglichkeit der Zinsbefreiung oder zumindest Zinsminderung für 

Mieter propagiert. Es gibt aber auch Argumente gegen eine Zinsminderung wie zB 

 §§ 1104, 1105 ABGB stellen auf den geschuldeten Gebrauchsnutzen des Bestandobjektes 

ab, also auf das konkrete Bestandobjekt und nicht auf eine generelle Branchenbeeinträchti-

gung wie aufgrund der von der Bundesregierung verhängten Maßnahmen; 

 die Bestimmungen §§ 1104, 1105 ABGB wollten den Bestandgeber entlasten, der nicht 

verpflichtet ist, das Bestandobjekt wiederherzustellen. Im gegenständlichen Fall kommt ei-

ne Wiederherstellung gar nicht in Frage, weil keine das konkrete Bestandobjekt (nämlich 

auch nicht die konkrete Lage des Objektes, die allenfalls als in die Sphäre des  



 

Bestandgebers fallende Eigenschaft beurteilt werden könnte) betreffende Beeinträchtigung 

vorliegt;  

 die bisherige Rechtsprechung hat bei außerhalb des Bestandobjektes eintretenden Umstän-

den lediglich die den tatsächlichen Zugang hindernden Umstände als zinsbefreiend beur-

teilt; der tatsächliche Zugang ist aber nach wie vor gegeben; 

 die Bestimmungen zielen auf eine „Sachgefahr“ ab. Die „Sache“ ist aber aufgrund COVID-

19 in keiner Weise gefährdet, anders als zB bei einem aufgrund einer Seuche gesperrten 

Gebäudes oder eines Stadtviertels; 

 auch ein Verkehrsunfall, den ein Bestandnehmer hat und deswegen ein Mietobjekt nicht 

nutzen kann, ist nach der Sphärentheorie von diesem zu vertreten.  

Fazit 

Jedenfalls kommt es auf die konkreten Umstände des Einzelfalles an, um Chancen einer Zinsminde-

rung beurteilen zu können. Dort wo der Vermieter den Mietzweck konkretisiert und diese konkret 

vorgegebene Nutzung nunmehr verboten ist, wie zB bei Gaststätten, bestehen sehr gute Chancen, 

einen 100%-Mieterlass durchzusetzen. Bei einem Bürobetrieb, der dzt noch nicht verboten ist, aber 

bei dem die berufliche Tätigkeit außerhalb der Arbeitsstätte erfolgen soll und durch Homeoffice 

bewerkstelligt werden kann, oder ein Unternehmen bei dem durch entsprechende Organisation des 

Betriebes der geforderte 1 Meter Abstand zwischen den Personen möglich ist, ist die Argumentation 

der tatsächlichen Gebrauchsbeeinträchtigung schwerer. Ob und wenn ja, in welchem Umfang der 

Zinserlass gebührt, ist derzeit nicht mit Sicherheit zu beantworten. Es empfiehlt sich für jeden Mie-

ter, der aufgrund der verordneten Maßnahmen seinen Betrieb in einem Mietobjekt einschränken 

muss, einen Zinserlass gegenüber dem Vermieter zu beanspruchen, wobei das konkrete Ausmaß 

wohl zu überlegen ist. 

Sollten Grund und/oder Höhe der Zinsbefreiung strittig sein und der Bestandgeber wegen des auf-

gelaufenen Zinsrückstandes gekündigt haben, kann bei nach dem MRG kündigungsgeschützten 

Bestandobjekten eine gerichtliche Beschlussfassung nach § 33 Abs 2 und 3 MRG verlangt werden, 

womit dem Bestandnehmer die Möglichkeit geboten wird, durch Nachentrichtung des als aushaf-

tend festgestellten Zinses die Räumung abzuwenden. Ansonsten ist zur Vermeidung von allfälligen 

Kündigungsfolgen die Entrichtung des Mietzinses unter Vorbehalt der Zurückforderung zu empfeh-

len. 

Manuela Maurer-Kollenz 

https://360.lexisnexis.at/d/L-10002531-P33?origin=lk
https://360.lexisnexis.at/d/L-10002531-P33?origin=lk


 

Vertragsaufhebung / Vertragsanpassung auf-

grund Wegfall der Geschäftsgrundlage? 

Aufgrund des Ausbruchs der COVID-19 Pandemie sind viele Vertragsverhältnisse in eine Schräglage 

geraten. Verträge können nicht erfüllt werden und die Vertragszuhaltung führt zu unbefriedigenden 

Ergebnissen.  

In erster Linie ist daher zu prüfen, ob bei Fehlen einer entsprechenden Vereinbarung, diese mittels 

Irrtumsanfechtung, den Gefahrtragungsregeln, nachträglicher Unmöglichkeit angepasst oder aufge-

löst werden können. Doch die genannten Rechtsinstitute stoßen bald an ihre Grenzen. So kommt 

eine Irrtumsanfechtung wegen Zukünftiges nicht in Betracht und auch die Sphärentheorie kann bei 

einem von keiner Seite auch nur beherrschbaren Ereignis zu unpassenden willkürlichen Lösungen 

führen. Vor diesem Hintergrund ist als ultima ratio zu erwägen, ob eine Vertragsauflösung oder 

Vertragsanpassung aufgrund des Wegfalls der Geschäftsgrundlage in Betracht kommt. 

Nach der Rechtsprechung führt der Wegfall der Geschäftsgrundlage zur Aufhebung des Vertrags 

oder zu seiner Anpassung in analoger Anwendung des § 872 ABGB im Weg der Vertragsausle-

gung.1 Die Grenze zwischen noch zumutbaren und unzumutbaren Risken ist regelmäßig eine Frage 

des Einzelfalls und kann nur auf Grund der konkreten Umstände gezogen werden.2  

Das Grundproblem ist der Konflikt zwischen dem Grundsatz der Vertragstreue und den auf Grund 

veränderter Umstände eintretenden Unzumutbarkeitssituationen. Vom Wegfall der Geschäftsgrund-

lage kann dann gesprochen werden, wenn das unveränderte Festhalten am Vertrag der ausglei-

chenden Gerechtigkeit und wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit entgegensteht und zufällig sowie für 

beide Teile planwidrig zu einer vielleicht sogar ruinösen Benachteiligung des einen und zu einem 

ebenso zufälligen Gewinn für den anderen Vertragsteil wird. In so einem Fall kann die Lehre von 

der Geschäftsgrundlage die unter den jeweiligen Verhältnissen bestmögliche Kompromisslösung 

zwischen den Prinzipien der Vertragstreue und der Vermeidung zufälliger krasser Unzumutbarkeit 

darstellen.  

Das Höchstgericht hat sich in nachfolgenden Fällen mit einem Wegfall der Geschäftsgrundlage aus-

einandergesetzt: 

 Zu einem Reisevertrag hatte sich der Oberste Gerichtshof im Zusammenhang mit dem 

Ausbruch der Infektionskrankheit SARS damit befasst, ob bei Wegfall der Geschäftsgrund-

lage in erster Linie die Anpassung des Reisevertrags anzustreben ist oder diese zur Wand-

                                                           
1 RIS-Justiz RS0016345. 
2 8 Ob 99/99p = SZ 72/95. 



 

lung berechtigt. Im Anlassfall betraf die Unzumutbarkeit infolge höherer Gewalt die Region 

Hongkong zu bereisen, weshalb der Reiseveranstalter eine Änderung der Reiseroute anbot. 

Der OGH entschied zwar, dass es sich um einen Fall des Wegfalls der Geschäftsgrundlage 

handelt, sprach jedoch aus, dass im Rahmen der Auslegung des konkreten Reisevertrags zu 

lösen sei, ob die angebotenen Vertragsänderungen wesentliche Punkte des Reisevertrags 

betrafen und die Reiseteilnehmer deswegen zur Wandlung berechtigt sind. Die Beurteilung 

hängt immer von den besonderen Umständen des jeweiligen Einzelfalls ab.3 

 Die Unmöglichkeit einer bestimmten Finanzierungsart (insbesondere aus öffentlichen Förde-

rungsmitteln) ist dann relevant, wenn beide Vertragsparteien durch Bauführung mit 

Fondsmitteln einen Verdienst erzielen wollten.4   

 Die Änderung der Gesetzeslage, wenn der Bestand eines Gesetzes offensichtlich zur Ge-

schäftsgrundlage gemacht wurde oder gar ein Rechtsverhältnis auf ein bestimmtes Gesetz 

aufbaute, etwa Errichtung eines Hauses mit Mitteln des WWF, stellt einen Fall des Wegfalls 

der Geschäftsgrundlage dar.5 

Der OGH ist insgesamt auch äußerst zurückhaltend, was die Annahme eines Wegfalls der Ge-

schäftsgrundlage betrifft. Es ist im Einzelfall zu prüfen, ob der Wegfall der Geschäftsgrundlage das 

einzig probate Mittel für die adäquate Lösung eines Rechtsproblems darstellt. 

Anna Schimmer 

Immobilienteam 
 

   

                                                           
3 OGH 14.06.2005, 4 Ob 103/05h. 
4 8 Ob 532/82 Miet 34.130. 
5 7 Ob 192/72 SZ 45/92; 8 Ob 60/70 SZ 43/63 = JBl 1970, 420 = EvBl 1971/2; 1 Ob 180/74 Miet 26.066;  

3 Ob 645/76 29.104. 
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